








tuationen leiten lassen, unter anderem von
den möglichen Kosten einer Situation ab-
hängt. 9

Ob die im letzten Abschnitt beschriebenen
hohen Zustimmungsraten auch dann Bestand
haben, wenn mit einer europäischen Chan-
cengleichheit persönliche Einbußen verbun-
den sind, möchten wir am Beispiel der Chan-
cengleichheit im Zugang zu Sozialleistungen
analysieren und diskutieren. Dazu haben wir
die Befragten vor eine Entscheidungssituation
gestellt: „Stellen Sie sich jetzt bitte folgende
fiktive Situation vor: Weil alle in Deutschland
lebenden EU-Bürger das gleiche Kindergeld
wie die Deutschen erhalten, sähe sich die Po-
litik aus Haushaltsgründen gezwungen, das
Kindergeld für alle zu kürzen. Wie stehen Sie
zu folgenden Vorschlägen?“

� „Ausländische EU-Bürger sollten auch
dann das gleiche Kindergeld wie deutsche
Familien bekommen, wenn dadurch das
Kindergeld für alle um 20 Euro gekürzt
werden müsste.“

� „Ausländische EU-Bürger sollten auch
dann das gleiche Kindergeld wie deutsche
Familien bekommen, wenn dadurch das
Kindergeld für alle um 100 Euro gekürzt
werden müsste.“

Die Befragten sollten nun für jede der bei-
den Antwortvorgaben ihre Meinung äußern.
Die Ergebnisse sind in der Tabelle wieder-
gegeben. Doch blicken wir nochmals auf die
bisherigen Ergebnisse zurück (Abbildung):
Wir haben gesehen, dass über 80 Prozent
der Befragten der Ansicht sind, dass Men-
schen aus dem europäischen Ausland die
gleichen Rechte auf Sozialleistungen haben
sollen wie deutsche Bürger. Wie man in der
zweiten Spalte der Tabelle (Alle Befragten)
sehen kann, sinkt die Unterstützungsrate für
diesen Gleichheitsgrundsatz aber auf rund
66 Prozent, wenn der Zugang zu den So-
zialleistungen mit Kosten verbunden ist, in
diesem Fall mit einer Reduktion von 20
Euro für alle Anspruchsberechtigten. Die
Zustimmungsraten verringern sich nochmals
auf 48 Prozent, wenn die Erweiterung des
Kreises der Zugangsberechtigten zu einer
Absenkung des Kindergeldes um 100 Euro
führen würde.

Wenn den Befragten klar wird, dass ihre
generellen Überzeugungen mit konkreten
Folgekosten verbunden sind, dann weichen
sie also von ihrer Grundüberzeugung ab.
Diese Abweichung ist aber begrenzt. Immer-
hin würde noch fast die Hälfte der Befragten
eine Reduktion des Kindergeldes um 100
Euro akzeptieren. Wie die Tabelle (dritte
Spalte) weiterhin zeigt, sind von denjenigen,
die sich im Allgemeinen für den gleichen Zu-
gang von Deutschen und Europäern zu sozia-
len Leistungen aussprechen, auch drei Viertel
der Befragten bereit, eine Kürzung des Kin-

Tabelle: Entscheidungsszenario – Chancengleichheit beim Bezug von Sozialleistungen
unter der Bedingung der Leistungskürzung (in Prozent)

Alle
Befragten

Personen, die Chancengleich-
heit beim Sozialleistungsbe-
zug generell zustimmen

Personen, die Chancengleich-
heit beim Sozialleistungsbe-
zug generell ablehnen

Zustimmung zur Chancengleich-
heit, auch wenn das Kindergeld
um 20 Euro gekürzt wird

66,0 75,8 25,5

Ablehnung der Chancengleichheit,
auch wenn das Kindergeld
um 20 Euro gekürzt wird

34,0 24,2 74,5

Zustimmung zur Chancengleich-
heit, auch wenn das Kindergeld
um 100 Euro gekürzt wird

48,7 56,4 16,8

Ablehnung der Chancengleichheit,
auch wenn das Kindergeld
um 100 Euro gekürzt wird

51,3 43,6 83,2

Quelle: TNS-Infratest 2006, N = 922, eigene Berechnungen, gewichtet. Zustimmungs- und Ablehnungskatego-
rien wurden jeweils zusammengefasst.

9 Vgl. am Beispiel des Umweltschutzes Andreas
Diekmann/Peter Preisendörfer, Green and Greenback:
The Behavioral Effects of Environmental Attitudes in
Low-Cost and High-Cost Situations, in: Rationality
and Society, 15 (2003), S. 441–472.
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dergeldes um 20 Euro zu tragen. Im Falle
einer Reduktion des Kindergelds um 100
Euro ist von dieser Gruppe immer noch mehr
als die Hälfte (56,4 %) für den gleichen Zu-
gang von EU-Ausländern zu Sozialleistungen
in Deutschland. Diese Befunde deuten darauf
hin, dass die Mehrzahl der Bürger am Wert
der europäisierten Chancengleichheit auch
dann festhalten würde, wenn die Umsetzung
des Gerechtigkeitsprinzips zu persönlichen
Nachteilen führen würde.

Fazit

Gerechtigkeit, so John Rawls, lässt sich am
ehesten realisieren, wenn die staatlichen Insti-
tutionen die Voraussetzungen für eine Chan-
cengleichheit der Bürger schaffen. Da die Ein-
flusssphäre des Staates nationalstaatlich be-
grenzt war, bezog sich die Realisierung von
Chancengleichheit lange Zeit und in erster
Linie auf die Bürgerinnen und Bürger ein und
desselben Nationalstaates. Der europäische In-
tegrationsprozess hat diese nationalstaatlich
begrenzte Chancengleichheit in einigen Berei-
chen durch eine europäische ersetzt. Diese for-
male Erweiterung des Gerechtigkeitsraums
wäre aus Sicht von Rawls sicher nur ein erster
Schritt in die Richtung einer realen europä-
isierten Chancengleichheit. Denn zu den
formalen Gleichheitsrechten müssten Maß-
nahmen der EU und der Mitgliedstaaten
hinzutreten, um die organisatorischen und
sprachlichen Hürden bei der Inanspruchnah-
me der Chancengleichheit, die sich den EU-
Ausländern im Alltag stellen, zu beseitigen.
Die EU hat erste Maßnahmen zum Abbau von
Mobilitätsbarrieren ergriffen. So rief sie zum
Beispiel das Jahr 2006 zum „Europäischen Jahr
der Mobilität der Arbeitnehmer“ aus, initiierte
eine transnationale Arbeitsvermittlung
(EURES), hat die länderübergreifende Aner-
kennung von Berufsabschlüssen geregelt und
eine Europäische Krankenversicherungskarte
eingeführt.

Anhand von zwei Umfragen haben wir ge-
zeigt, dass die Europäisierung von wirtschaft-
lichen, politischen und sozialen Rechten in
der deutschen Bevölkerung auf recht hohe
Zustimmung stößt. Mehr als zwei Drittel der
Befragten sind der Auffassung, dass europäi-
schen Ausländern Zugang zum deutschen Ar-
beitsmarkt gewährt werden sollte, auch wenn
die Befragten dabei Unterschiede nach der
nationalen Herkunft eines EU-Ausländers

machen. Auch die Vorstellung, von einem
Bürgermeister, der aus einem anderen EU-
Land kommt, regiert zu werden, findet rund
die Hälfte der Bürger in Ordnung. Für den
Zugang zu sozialen Transferleistungen liegen
die Zustimmungsraten sogar bei über 80 Pro-
zent. Zwar sinkt die Akzeptanz der Idee der
europäischen Chancengleichheit, wenn mit
deren Realisierung Kosten verbunden sind,
aber fast 50 Prozent der Befragten sind bereit,
auch dies zu akzeptieren.

Kann man diese Befunde als Bestätigung
der These einer fortgeschrittenen Europäisie-
rung der Chancengleichheit lesen? Hier
muss man bei der Deutung etwas vorsichtig
sein. Zum einen geben unsere Befragungen
nur die Lage zu einem Zeitpunkt (im Jahr
2006) wieder. Wir wissen daher nicht, inwie-
weit die Einstellungen der Bürgerinnen und
Bürger Schwankungen unterliegen, die zum
Beispiel durch Ereignisse wie die Wirt-
schaftskrise 2008/2009 ausgelöst werden.
Zum anderen zeigen unsere Erhebungen nur,
was die deutschen Befragten über die Chan-
cengleichheit von EU-Ausländern und von
türkischen Staatsbürgern denken, nicht aber,
inwiefern Polen, Franzosen und Türken um-
gekehrt ebenfalls überwiegend für die Öff-
nung ihrer nationalen Sozialräume plädieren.
Erst wenn sich herausstellen sollte, dass eu-
ropäisierte Gleichheitsvorstellungen reziprok
in allen europäischen Gesellschaften veran-
kert sind, hätte man einen Hinweis auf eine
Vertiefung der gesellschaftlichen Integration
Europas auf der Ebene der Bürger. Ob eine
solche Wechselseitigkeit vorliegt, kann eine
vergleichende Umfrage in vier europäischen
Ländern zeigen, die wir derzeit anstellen,
deren Ergebnisse aber erst 2010 bzw. 2011
vorliegen werden. 10

10 Vgl. zum Aufbau dieser vergleichenden Befragung
Jürgen Gerhards/Holger Lengfeld, Zur Legitimität der
Gleichheit aller Bürger der Europäischen Union – Eine
komparative Umfrage. Projektantrag. Hagener Ar-
beitsberichte zur Soziologischen Gegenwartsdiagnose
(HASG) 2009, online: www.fernuni-hagen.de/sozio-
logie/sozIV/online_publikationen.html (6. 10. 2009).
Die Ergebnisse einer vergleichenden Vorläuferstudie
lassen jedoch vermuten, dass die Zustimmungsraten in
einigen Ländern der EU deutlich niedriger ausfallen
werden. Vgl. J. Gerhards (Anm. 6).
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Transnationale
soziale

Ungleichheit in
den Medien

Die Europäische Union (EU) ist in den
vergangenen Jahren enger zusammen-

gewachsen. Politische Regelungen wurden
homogenisiert und die
Mitgliedstaaten zuneh-
mend wirtschaftlich
integriert. Zudem
zeichnet sich – sicht-
bar etwa an der Inten-
sivierung grenzüber-
schreitenden Aus-
tauschs und steigender
beruflicher Mobilität –
auch eine Vertiefung
der sozialen Integrati-
on ab. 1 Angesichts
dieser Vernetzung ist
denkbar, dass EU-
Bürgerinnen und -Bür-
ger auch zunehmend
die Angehörigen ande-
rer Mitgliedstaaten
wahrnehmen und sich
mit ihnen vergleichen.
Politisch von besonde-
rer Brisanz ist diesbe-

züglich die Frage, ob auch die Lebensverhält-
nisse in anderen Ländern zunehmend grenz-
überschreitend wahrgenommen werden.
Denn die Bürger verschiedener EU-Länder
haben durchaus unterschiedliche Lebens-
chancen; die europäischen Länder unterschei-
den sich beispielsweise in Bildung, Arbeits-
platzsicherheit, Vermögen und Einkommen
zum Teil deutlich. 2

Bislang aber verglichen sich, so zumindest
die gängige Annahme der soziologischen Un-
gleichheitsforschung, die Menschen vor-
nehmlich mit ihren Landsleuten und fühlten

sich auf dieser Basis gegebenenfalls besser-
oder schlechtergestellt. 3 Mit der vertieften
EU-Integration könnte es nun aber sein, dass
sich dies ändert und die Menschen beginnen,
sich auch mit Personen(gruppen) jenseits
ihrer Landesgrenzen zu vergleichen – es
könnte zu einer Transnationalisierung sozia-
ler Ungleichheit(swahrnehmung) kommen.
Wäre dies der Fall, dann könnten die Folgen
schwerwiegend sein: Eine Wahrnehmung der
nach wie vor recht unterschiedlichen Lebens-
verhältnisse innerhalb der EU könnte sich auf
die Lebenszufriedenheit von Bürgern auswir-
ken, sie könnte Forderungen nach politi-
schem Handeln, etwa nach einer EU-weiten
Homogenisierung der Sozialpolitik nach sich
ziehen und letztlich den sozialen Frieden in-
nerhalb der EU gefährden.

Bisher wurden von Sozialwissenschaftlern
jedoch vor allem „objektiv“ bestehende Un-
terschiede vermessen. Die Frage, ob diese von
den Menschen auch als bedeutsame Ungleich-
heiten angesehen und für die Bewertung der
eigenen Lebenssituation für relevant gehalten
werden, ist dagegen kaum aufgegriffen wor-
den. 4 Wir haben uns daher eine Analyse die-
ser grenzüberschreitenden Wahrnehmung
vorgenommen. Dabei haben wir uns auf die
Wahrnehmung der Einkommenssituation an-
derer Länder beschränkt (inkl. aus Arbeits-
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1 Vgl. Steffen Mau, Transnationale Vergesellschaftung,
Frankfurt/M.–New York 2007; Jochen Roose, Verge-
sellschaftung an Europas Binnengrenzen, Wiesbaden
2009 (i. E.); Roland Verwiebe, Mobilität innerhalb Eu-
ropas, Berlin 2004; als Überblick: Stefan Immerfall,
Europa – politisches Einigungswerk und gesellschaft-
liche Entwicklung, Wiesbaden 2006.
2 Vgl. Stefan Hradil/Stefan Immerfall (Hrsg.), Die
westeuropäischen Gesellschaften im Vergleich, Op-
laden 2007; Steffen Mau/Roland Verwiebe, Die Sozial-
struktur Europas, Konstanz 2009.
3 Vgl. Martin Heidenreich (Hrsg.), Die Europäisie-
rung sozialer Ungleichheit, Frankfurt/M.–New York
2006.
4 Es gibt allerdings eine nennenswerte Ausnahme: Jan
Delhey und Ulrich Kohler konnten auf Basis einer re-
präsentativen Umfrage zeigen, dass viele Bürgerinnen
und Bürger die Lebenssituation in anderen Ländern
nicht nur einschätzen können, sondern dass dies –
wenn sie es können – auch die Bewertung ihrer eigenen
Lebenssituation beeinflusst. Allerdings lagen ihnen nur
Daten für Deutschland, Ungarn und die Türkei vor, die
zwischen 1999 und 2002 erhoben wurden. Vgl. Jan
Delhey/Ulrich Kohler, From Nationally Bounded to
Pan-European Inequalities? On the Importance of
Foreign Countries as Reference Groups, in: European
Sociological Review, (2005) 22, S. 125–140.
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verhältnissen erzieltes Erwerbseinkommen,
Besitzeinkommen wie Zinsen oder Dividen-
den und Transfereinkommen wie Kindergeld
oder Sozialhilfe), weil diese als wichtigste ma-
terielle Voraussetzung gesellschaftlicher Teil-
habe und als guter Indikator für andere Di-
mensionen sozialer Ungleichheit gilt. 5 Die
Wahrnehmung der Einkommenssituation in
den Nachbarländern rekonstruieren wir auf
der Basis von Medienberichterstattung und
gehen dabei den folgenden Leitfragen nach:

1. Wie intensiv wird die Einkommenssituati-
on im Nachbarland (in der Presse) wahr-
genommen und mit der Situation im eige-
nen Land verglichen?

2. Werden Unterschiede expliziert und (z. B.
durch die Beschreibung positiver oder ne-
gativer Folgen dieser Unterschiede) für die
Situation im eigenen Land relevant ge-
macht?

3. Welche Forderungen werden daraus abge-
leitet und an wen sind diese adressiert?

Für die Beantwortung dieser Fragen haben
wir die führenden Regionalzeitungen in drei
deutschen Grenzregionen untersucht, 6 da an-
zunehmen ist, dass die grenzübergreifende
Wahrnehmung dort besonders ausgeprägt ist
(Abbildung). Da Regionen verglichen wur-
den, in denen „objektive“ Einkommensunter-
schiede zum jeweiligen Nachbarland und un-
terschiedliche Traditionen grenzüberschrei-
tenden Austauschs bestehen, dürfte sich eine
instruktive Vielfalt unterschiedlicher Wahr-
nehmungen zeigen.

Erstens haben wir die Ostgrenze Bayerns
zwischen den deutschen Landkreisen
Freyung-Grafenau und Regen und den tsche-
chischen Verwaltungsbezirken Plzeňský kraj
und Jihočeský kraj anhand der Berichterstat-
tung der „Passauer Neuen Presse“ unter-

sucht. 7 Hier finden sich massive Einkom-
mensunterschiede: Das Bruttoinlandsprodukt
(BIP) pro Kopf liegt auf der deutschen Seite
bei 25 921 Euro, auf der tschechischen Seite
dagegen nur bei 7147 Euro. 8 Diese Grenze
war zudem lange geschlossen; sie stellte bis
zum Ende des Kalten Krieges für beide Seiten
„das Ende der eigenen Lebenswelt“ dar. 9

Und trotz Tschechiens EU-Beitritt finden
sich in dieser Region nach wie vor weniger
grenzüberschreitende Kontakte als in anderen
deutschen Grenzregionen. 10

Zweitens analysieren wir anhand der „Lau-
sitzer Rundschau“ die sächsisch-brandenbur-
gische Ostgrenze zwischen den deutschen
Landkreisen Spree-Neiße, Bautzen bzw. dem
Niederschlesischen Oberlausitzkreis sowie
den polnischen Verwaltungsbezirken Zielono-
górski und Jeleniogórski. Hier ähneln die „ob-
jektiven“ Unterschiede zwischen beiden Sei-
ten in ihrer Relation denen zwischen Bayern
und Tschechien, sie liegen jedoch auf einem
niedrigeren absoluten Niveau. Das deutsche
BIP liegt in dieser Region bei 18 273 Euro, das
polnische bei 4700 Euro. Der Grenzverkehr
dieser Region war und ist dagegen intensiver
als an der bayerisch-tschechischen Grenze.
Schließlich war die deutsche Seite der Grenze
vor 1990 Teil der DDR und gehörte damit wie
auch Polen zum Ostblock. Entsprechend gab
es schon vor 1989 einen Austausch zwischen
beiden Seiten, der sich seitdem noch etwas in-
tensiviert zu haben scheint. 11

Drittens betrachten wir die westdeutsche
Westgrenze, genauer: die Landkreise Merzig-

5 Vgl. Carsten G. Ullrich, Soziologie des Wohlfahrts-
staates, Frankfurt/M. 2005, S. 161; Ute Volkmann, Le-
gitime Ungleichheiten, Wiesbaden 2006, S. 20.
6 Für jede der vier untersuchten Zeitungen wurden
nach umfassenden Schlagwortsuchen in der Medien-
Datenbank WISO alle Artikel des Zeitraums 1998–
2007 entnommen, die sich mit Erwerbseinkommen,
Besitzeinkommen oder Transfereinkommen be-
schäftigten. Insgesamt handelte es sich um 1231 Arti-
kel. Von diesen wurden auf Basis der „Grounded
Theory“ 373 qualitativ untersucht.

7 Die PNP ist, wie die anderen untersuchten Zeitung-
en auch, die auflagenstärkste Zeitung in den unter-
suchten Landkreisen.
8 Die Daten beziehen sich auf die jeweilige Region, nicht

den gesamten Staat. Erhoben wurde das BIP für das Jahr
2002, die Unterschiede sind in anderen Jahren des Un-
tersuchungszeitraums ähnlich. Vgl. Eurostat, Struk-
turindikatoren 2009, online: http://epp.eurostat.ec.eu
ropa.eu/portal/page/portal/structural_indicators/indica
tors/economical_context (15. 4. 2009).
9 Michael Weigl/Michaela Zöhrer, Regionale Selbst-
verständnisse und gegenseitige Wahrnehmung von
Deutschen und Tschechen, CAP-Analyse 3/2005, S. 4.
10 Vgl. Jochen Roose, Vergesellschaftung an Europas
Binnengrenzen, Wiesbaden 2009 (i. E.).
11 Vgl. Maria Rutowska, Die regionale Zusammen-
arbeit in der deutsch-polnischen Grenzregion in den
Jahren 1945–1989, in: Helga Schultz/Alan Nothnagle
(Hrsg.), Grenze der Hoffnung, Potsdam 1996, S. 42–
48.
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Wadern, Saarlouis, Saarbrücken, Trier-Saar-
burg, den Saarpfalz-Kreis, den Eifelkreis Bit-
burg-Prüm und die kreisfreie Stadt Trier, die
an die luxemburgischen Distrikte Grevenma-
cher und Diekirch sowie das französische
Département Moselle grenzen. Hier untersu-
chen wir sowohl die „Saarbrücker Zeitung“
als auch den „Trierischen Volksfreund“. In
dieser Region liegen die „objektiven“ Unter-
schiede anders – das deutsche und das franzö-
sische BIP pro Kopf unterscheiden sich kaum
(22 985 bzw. 20 400 Euro), während es auf
der luxemburgischen Seite der Grenze mit
53 800 Euro deutlich höher liegt. Zudem fin-
det sich an dieser Grenze schon seit Jahr-
zehnten ein intensiver grenzüberschreitender
Verkehr und Austausch, der sich mit dem In-
krafttreten des Schengener Abkommens und
durch die Öffnung des EU-Binnenmarktes
noch einmal deutlich verstärkte. 12

Überall wird nach „Drüben“ geschaut

Die Ergebnisse zeigen zunächst einmal
grundlegende Strukturähnlichkeiten in der
Berichterstattung aller Grenzregionen. Ers-
tens wird die Einkommenssituation auf der
anderen Seite der Grenze in allen Regional-
zeitungen vergleichsweise oft thematisiert.
Im zehnjährigen Untersuchungszeitraum fin-
den sich an der Grenze von Bayern zu Tsche-
chien 365 einschlägige Artikel, an der sächsi-
schen Grenze zu Polen 335 und an der West-
grenze zu Frankreich und Luxemburg 530
Artikel (verteilt auf zwei Zeitungen). Durch-
schnittlich erschien damit in den untersuch-
ten Zeitungen etwa alle zwei Wochen ein Ar-
tikel, in dem die Einkommenssituation im
Nachbarland beschrieben wird.

Zweitens ist die Grundperspektive dieser
Artikel regionenübergreifend ähnlich: Fast
in allen Fällen wird die Situation im Nach-
barland nicht nur beschrieben, sondern zu-
sätzlich mit der Lage in Deutschland vergli-

chen. Dies gilt für die West-Ost-Konstellati-
on (D-CZ) am stärksten, wo 96 Prozent der
Artikel vergleichend angelegt sind. Aber
auch in der Ost-Ost-Konstellation (D-PL)
stellen 87 Prozent der Artikel einen Bezug
zu Deutschland her und an der westdeut-
schen Westgrenze (D-F-LUX) sind es noch
immer 70 Prozent. In dieser Region findet
sich aber öfter als an den Ostgrenzen auch
eine Berichterstattung über die Höhe und
Verteilung der Einkommen in den Nachbar-
ländern, über die französische und luxem-
burgische Sozialpolitik sowie dortige Armut,
Jugendarbeitslosigkeit und soziale Spannun-
gen. Neben diesen strukturellen Ähnlichkei-
ten gibt es jedoch auch deutliche inhaltliche
Unterschiede in der Berichterstattung zwi-
schen den Regionen.

Nullsummenspiel an der
bayerisch-tschechischen Grenze

In der Berichterstattung der „Passauer Neuen
Presse“ an der bayerisch-tschechischen Gren-
ze steht das Erwerbseinkommen im Mittel-
punkt, während Transfereinkommen aus So-
zialleistungen so gut wie keine Rolle spielen.
Stattdessen wird immer wieder die Höhe der
tschechischen und deutschen Erwerbsein-
kommen verglichen, das niedrigere Einkom-
mensniveau in Tschechien erwähnt – „ein

Abbildung: Übersicht über die analysierten Grenz-
regionen

Grafik: www.kiosk-royal.de

12 Vgl. Akademie für Raumforschung und Landes-
planung, Grenz-Lagen. Der deutsch-französisch-lu-
xemburgische Grenzraum zwischen Eifel und Rhein,
Hannover 1999; Peter Moll, Stand und Probleme der
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im Raum
Saarland/Lothringen/Luxemburg/westliches Rhein-
land-Pfalz, in: Akademie für Raumforschung und
Landesplanung (Hrsg.), Grenzübergreifende Raum-
planung, Hannover 1992, S. 101–121; Daniela Scher-
hag, Europäische Grenzraumforschung, Hannover
2008.
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Zehntel des bayerischen Durchschnitts“ 13 –
und die Besserstellung deutscher Arbeitneh-
mer beschrieben.

Diese Besserstellung wird aber als stark ge-
fährdet dargestellt. Das Verhältnis zu den
Nachbarn wird bis auf wenige Ausnahmen
als Nullsummenspiel beschrieben, das heißt
als Konkurrenz um Investitionen, Fördergel-
der und Arbeitsplätze, bei der die eine Seite
stets verliert, wenn die andere gewinnt. In
diesem Spiel sieht sich die deutsche Seite als
wahrscheinlicher Verlierer, denn der Wettbe-
werb zwischen deutschen und tschechischen
Arbeitnehmern sei angesichts der „Billiglohn-
konkurrenz“ tschechischer „Dumpinglöh-
ner“ verzerrt. Bayern drohe „ein massenhaf-
ter und langfristiger Zustrom tschechischer
Billigarbeitskräfte“, deutsche Arbeitnehmer
könnten „durch Arbeiter aus Polen oder
Tschechien zu Dumpinglöhnen ersetzt“ und
die „niederbayerischen Betriebe (. . .) durch
osteuropäische Billigkonkurrenz an die Wand
gedrückt“ werden. In der Baubranche sei da-
durch gar „das Ende der gewerblichen Be-
schäftigung (in Deutschland, Anm. d. A.) in
Sicht“. Entlang dieser Deutung wird Tsche-
chien beispielsweise vom bayerischen DGB-
Vorsitzenden Fritz Schösser als „große Ge-
fahr“ beschrieben, und die Erkenntnis, dass
die „Pendler aus Tschechien (. . .) unsere so-
zialen Leistungen in Anspruch nehmen“ und
„unser Kindergeld in voller Höhe, unser Er-
ziehungsgeld“ in Anspruch nehmen könnten,
wird als „schockierend“ beschrieben.

Entsprechend identifizieren sich die deut-
schen Akteure auch kaum mit der grenzüber-
schreitenden Gesamtregion und sind nicht
willens, Solidarität mit den weniger wohlha-
benden Nachbarn jenseits der Grenze zu
üben. Stattdessen wird die eigene Besserstel-
lung nicht hinterfragt, sondern als legitim ge-
sehen sowie implizit und teils explizit als er-
haltenswert dargestellt.

Vor diesem Hintergrund werden fast aus-
schließlich abgrenzende Forderungen gestellt.
Ein intensivierter Austausch beider Seiten
und eine Öffnung der Grenze werden ten-
denziell abgelehnt. So wird zum Beispiel
schon 2001 „vor einer allzu schnellen Auf-
nahme Tschechiens“ in die EU gewarnt, denn

„wo bleiben dann die Einheimischen?“.
Nachdem der Beitritt unabänderlich fest-
stand, wurden „gesetzliche ,Leitplanken‘, die
Lohn-, Sozial- und Steuer-Dumping unter-
binden“ und Einschränkungen des grenz-
überschreitenden Austauschs für die Zeit
nach dem Beitritt gefordert. Die gestellten so-
zial- und regionalpolitischen Forderungen
zielen nahezu komplett auf die verstärkte
Förderung der eigenen Region – eine durch
die Grenzöffnung drohende Anpassung nach
unten soll durch politische Intervention ver-
mieden werden. Entsprechende Forderungen
werden in erster Linie an die Bundesregie-
rung und die bayerische Staatsregierung
adressiert, teilweise jedoch auch an die EU.

Ostdeutsch-polnische Grenze:
Beginnende Integration?

Die Berichterstattung der „Lausitzer Rund-
schau“ an der Grenze von Sachsen zu Polen
fällt ähnlich aus, weist aber auch instruktive
Abweichungen auf. Auch hier ist das starke
Gefälle im Erwerbseinkommen beider Län-
der mit seinen Folgen das zentrale Thema. So
wird zwischen den besserverdienenden Deut-
schen und ihren polnischen Nachbarn eine
„abgrundtiefe Gehaltskluft“ 14 ausgemacht
und über polnische Ärzte berichtet, die in
Görlitzer Kliniken „mehr als das zehnfache
ihrer bisherigen polnischen Gehälter“ ver-
dienten. Und auch in dieser Region wird dar-
auf verwiesen, dass dies negative Folgen für
die deutsche Region habe. So wird zum Bei-
spiel beschrieben, dass die „deutsche Fleisch-
wirtschaft (. . .) seit der EU-Osterweiterung
im Mai vergangenen Jahres rund 26 000 Be-
schäftigte an die preiswertere Konkurrenz
aus Osteuropa verloren“ habe (2005).

Allerdings kommen hier – im Gegensatz
zur bayerisch-tschechischen Grenze – auch
andere Stimmen zu Wort. Zum einen wird
wiederholt erwähnt, dass sich die Einkom-
men beider Länder mit der Zeit ohnehin
„schrittweise angleichen werden“ und inzwi-
schen „längst nicht mehr so gravierende
Lohnkostenvorteile in Polen“ bestünden wie
noch vor einigen Jahren. Zum anderen wer-
den teilweise sogar spezifische Vorteile der Si-
tuation beschrieben: So habe sich eine in

13 Alle Zitate in diesem Abschnitt: „Passauer Neue
Presse“, 1998–2005.

14 Alle Zitate in diesem Abschnitt: „Lausitzer Rund-
schau“, 1998–2006.
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Konkurs gegangene Hutfirma dadurch retten
können, dass sie eine „sinnvolle Kooperati-
on“ mit polnischen Unternehmen eingegan-
gen sei und nun preisgünstiger „im polni-
schen Gubin zugeschnitten und genäht“
werde. Auch an anderer Stelle wird beschrie-
ben, dass „Betriebsstätten in Osteuropa nicht
nur keine deutschen Arbeitsplätze kosten,
sondern im Gegenteil dabei helfen (könnten),
Arbeit in der Lausitz zu erhalten“.

Folgerichtig finden sich auch, wenn man
die in der „Lausitzer Rundschau“ auffindba-
ren Forderungen analysiert, Ähnlichkeiten
und Unterschiede zur Berichterstattung an
der bayerisch-tschechischen Grenze. Ähnlich
ist, dass auch hier oft Einschränkungen des
grenzüberschreitenden Austauschs gefordert
werden, zum Beispiel ein „Schutz vor Billig-
arbeitskräften“, der durch festgelegte „Kon-
tingente (. . .) für polnische Arbeiter“ erreicht
werden könne. Auffallend häufig finden sich
aber auch Verweise darauf, dass angesichts
ähnlicher Problemlagen auf beiden Seiten der
Grenze („Am Ostufer der Neiße gibt’s auch
keine Arbeit“) gemeinsame politische und zi-
vilgesellschaftliche Partnerschaften sinnvoll
seien, bei denen beide ihre „Stärken in die
Waagschale“ werfen sollten. So werden die
deutschen und polnischen Städte Forst, Ziel-
ona Góra und Zagan gemeinsam als „Kultur-
und Wirtschaftsraum der Zukunft“ bezeich-
net, und es wird betont, dass es „uns hier in
der Lausitz nur dann gut gehen (werde),
wenn es auch den Nachbarn jenseits der
Grenze gut geht“. Der Grundtenor der hier
verlautbarten Forderungen ist also im Ver-
gleich zur „Passauer Neuen Presse“ weniger
abgrenzend. Die Beschreibungen grenzüber-
schreitender zivilgesellschaftlicher Initiativen
lassen eher den Eindruck entstehen, Proble-
me seien lösbar – und würden innerhalb der
Region selbst gelöst. Folgerichtig spielt hier
die EU als Adressat von Forderungen keine
starke Rolle, auch an die deutsche Regional-
oder Bundespolitik werden nur wenige For-
derungen gerichtet.

West-West-Grenze:
Grenzüberschreitende Großregion

An der Grenze von Saarland und Rheinland-
Pfalz zu Frankreich und Luxemburg sieht die
Berichterstattung noch einmal anders aus.
Zunächst einmal finden hier nicht nur die Er-

werbs-, sondern auch die Transfereinkommen
wie Renten oder Arbeitslosengeld jenseits der
Grenze Aufmerksamkeit. So wird etwa dar-
auf verwiesen, dass Franzosen trotz niedrige-
rer Einkommen bei Transferzahlungen „bes-
ser abgesichert (sind) als Bundesbürger“. 15

Auch an der Grenze zu Luxemburg stehen
neben dem hohen luxemburgischen Einkom-
mensniveau die Transferzahlungen im Mittel-
punkt, die „hoch und besser als in allen
Nachbarländern“ seien.

An dieser Grenze wird also eine Einkom-
mensdivergenz beschrieben, bei der die deut-
sche Seite der Grenze nicht besser, sondern
gleich oder schlechter gestellt ist. Diese Di-
vergenz wird für die deutsche Seite zudem
nicht wie in den anderen Regionen dadurch
bedeutsam gemacht, dass negative Konse-
quenzen beschrieben werden, sondern da-
durch, dass die Situation jenseits der Grenze
als Maßstab an die deutsche Situation ange-
legt wird. Oft wird das Nachbarland bezüg-
lich Erwerbseinkommen oder sozialpoliti-
scher Transferleistungen als vorbildhaft dar-
gestellt. Auf dieser Basis wird etwa die
Forderung deutscher Ärzte nach einer „satten
Lohnerhöhung“ damit begründet, „dass ärzt-
liches Personal in Deutschland wesentlich
schlechter bezahlt werde als in vergleichbaren
Ländern wie Frankreich“ und es wird proble-
matisiert, „dass Pflegekräfte im benachbarten
Luxemburg nahezu doppelt soviel verdienen
können wie in Deutschland und deshalb in
Scharen abwandern“.

Die Forderungen, die daraus abgeleitet
werden, sind naturgemäß andere als in den
anderen Regionen. Die Offenheit der Grenze
wird hier als selbstverständlich akzeptiert, es
gibt kein Pendant zu den mehr oder minder
ausgeprägten Schließungsforderungen an-
derswo. Stattdessen werden die bestehenden
Unterschiede immer wieder zur Grundlage
für Forderungen nach Gleichbehandlung und
sozialpolitischer Homogenisierung. Es wird
beschrieben und gutgeheißen, wenn sich Ak-
teure für Belange beider Seiten einsetzen –
zum Beispiel, wenn luxemburgische Gewerk-
schaften Grenzgängersektionen einrichten,
die für Pendler beider Seiten eintreten oder
gemeinsame Kundgebungen von Gewerk-
schaften aus Frankreich, Luxemburg und

15 Alle Zitate in diesem Abschnitt: „Saarbrücker Zei-
tung“ und „Trierischer Volksfreund“, 1999–2005.
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Deutschland unter dem Motto „gemeinsam für
ein soziales Europa“ stattfinden. Die Region
wird also deutlich stärker als die anderen beiden
als eine gemeinsame, grenzüberschreitende
wahrgenommen, in der man Probleme gemein-
sam und füreinander angeht. Auf dieser Basis
werden dann recht konkrete sozialpolitische
Forderungen formuliert, die vor allem auf die
Angleichung der Sozialsysteme von Deutsch-
land, Frankreich und Luxemburg zielen. Hier-
für wird stärker als in den anderen Regionen
auch die EU in die Pflicht genommen, die sich
neben der Wirtschafts- und Währungsunion
auch um die soziale Integration kümmern solle,
beispielsweise um ein „qualitativ hochwertiges
europäisches Arbeitsrecht“ und einen „deutlich
verstärkte(n) Arbeitnehmerschutz“.

Fazit: Konflikthafte vs.
integrierte Wahrnehmung

In den untersuchten Grenzregionen gibt es,
dies lässt sich als erstes festhalten, durchaus
eine grenzüberschreitende Wahrnehmung der
Einkommenssituation in den Nachbarlän-
dern. 16 Das Thema spielt in den untersuchten
Medien oft eine Rolle und die Wahrnehmung
der anderen Seite wird so gut wie immer auf
die deutsche Situation übertragen. Es ist also
zu konstatieren, dass die sozialen Situations-
und Problemdefinitionen zumindest in den
untersuchten Grenzregionen nicht mehr rein
nationalstaatlich geprägt sind – und es wäre
interessant, durch weitere Studien zu erfah-
ren, inwieweit dies auch für grenzfernere Re-
gionen oder für andere Aspekte des sozialen
Lebens neben dem Einkommen gilt.

Über den grundsätzlichen Befund einer
grenzüberschreitenden bzw. transnationalen
Wahrnehmung sozialer Ungleichheit hinaus
konnten wir aber auch zeigen, dass sich diese
Wahrnehmung in sehr unterschiedlicher
Weise ausgestaltet. In der bayerischen Region
wird das niedrige tschechische Einkommens-
niveau als „Niedriglohnkonkurrenz“ darge-
stellt, was in Deutschland zu Arbeitsplatzver-
lusten und Druck auf das Lohnniveau führe.
Offene Grenzen werden vorwiegend als eine

Gefahr für deutsche Arbeitnehmer und Un-
ternehmen dargestellt, die den Lebensstan-
dard auf der deutschen Seite gefährden. Der
grenzüberschreitende Austausch wird daher
sehr kritisch gesehen. Diese Argumentations-
linie – die sich auch in der untersuchten Re-
gion Sachsens und Brandenburgs findet –
lässt sich als konflikthafte Wahrnehmung der
jeweiligen Nachbarregionen beschreiben.

Schon an der sächsischen Grenze zu Polen
und in noch stärkerem Maße an der deutschen
Westgrenze findet sich aber eine andere Argu-
mentationslinie, die nicht auf die Probleme des
Austauschs verweist, sondern mögliche positive
Folgen, Gemeinsamkeiten und grenzüber-
schreitende Kooperationsmöglichkeiten be-
tont. Die Koexistenz beider Seiten der Grenze
wird dabei nicht als Konkurrenz oder Nullsum-
menspiel konzipiert, sondern es werden impli-
zit, teils gar explizit, beide Seiten als gemeinsa-
me Region verstanden, mit der man sich grenz-
überschreitend identifizieren könne. Dieser
Blick auf die andere Seite der Grenze lässt sich
als integrierte Wahrnehmung etikettieren.

Über die Ursachen dieser Wahrnehmungen
können wir nur spekulieren. Wir haben die
von uns analysierten Grenzregionen nach den
vorliegenden „objektiven“ Einkommensunter-
schieden und der Offenheit der jeweiligen
Grenzregime ausgewählt. Da diese Faktoren
teilweise miteinander korrelieren, weitere Ein-
flussfaktoren denkbar sind und wir nur drei
Regionen miteinander verglichen haben, ist es
schwierig, unsere Ergebnisse klar auf einen
dieser beiden Faktoren zurückzuführen.

Die Ursachen zu finden, wäre aber höchst
bedeutsam, nicht zuletzt aufgrund ihrer politi-
schen Brisanz: Sollte beispielsweise die Dauer
der Öffnung einer Grenze bzw. des intensiven
Austauschs der zentrale Faktor für die Erklä-
rung der Wahrnehmung grenzüberschreiten-
der Ungleichheit sein, dann dürfte sich im
Zeitverlauf an allen Grenzen, an denen sich ein
ausgeprägter Grenzverkehr findet, auch eine
Transnationalisierung der Wahrnehmungen
finden. Die EU könnte dann – wie es sich an
der deutschen Westgrenze bereits zeigt – zu-
nehmend unter sozialpolitischen Handlungs-
und Regulierungsdruck geraten.16 Auch wenn wir mit Zeitungsberichten letztlich nur

Wahrnehmungsangebote untersucht haben, kann man
doch davon ausgehen, dass sich in der vergleichsweise
basisnahen Regionalberichterstattung die Wahr-
nehmungen vieler Bürgerinnen und Bürger wider-
spiegeln.
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Max Fuchs

Sozialer Zusam-
menhalt und

kulturelle Bildung

Die Geschichte der Moderne ist zugleich
eine Geschichte der Kulturkritik der

Moderne. 1 Denn es gab ein Übermaß an Ver-
sprechungen, die eine
neue politische Ord-
nung der Gesellschaft
einlösen sollte: „Fort-
schritt“ und „Ver-
nunft“ waren die
Leitkategorien. Und
natürlich sollte die er-
neuerte eine friedliche
und gerechte Gesell-
schaft sein. Kern die-
ser Versprechungen
war das selbstbewuss-
te autonome Indivi-
duum, das nunmehr
selbst alle Entschei-

dungen über das eigene Leben treffen sollte,
gleichgültig ob es sich um politische, reli-
giöse, berufliche oder Aspekte der Liebesbe-
ziehungen handelte. 2 Auch die Theorie des
Kapitalismus, so wie sie der Moralphilosoph
(!) Adam Smith in Schottland entwickelte,
war eine gesellschaftliche Utopie, die auf ein
friedliches Zusammenleben in Wohlstand
zielte. Doch es herrschte ebenfalls von An-
fang an große Skepsis, ob es einer Gesell-
schaft von Individuen wirklich möglich ist,
ein solches Zusammenleben zu gestalten.
Leitformeln einer solchen Skepsis waren etwa
Entzweiung, Unbehagen oder Unbehaust-
heit. Diese Zweifel sind bis heute geblieben.
Wenn es etwa in den 1980er und 1990er Jah-
ren einen philosophischen Grundlagenstreit
darüber gegeben hat, ob eher das Individuum
oder eher die Gemeinschaft das Ursprüngli-
chere bei der Konstitution von Gesellschaft
sei – dies ist die berühmte Debatte zwischen
Kommunitarismus und philosophischem Li-
beralismus 3 –, dann betraf dies genau dieses
Problem: Wie ist Zusammenhalt (Kohärenz)
in einer modernen Gesellschaft möglich, wie

viel ist notwendig, wie kann er hergestellt
werden, wenn er nicht im Selbstlauf entsteht?

Integration ist daher selbst dann ein Thema
moderner Gesellschaften, wenn es nicht bloß
um die Frage nach der Eingliederung von
Menschen mit Migrationshintergrund geht.
Als vor etwa zehn Jahren Wilhelm Heitmeyer
zwei Bücher unter den programmatischen Ti-
teln „Was hält die Gesellschaft zusammen?“
bzw. „Was treibt die Gesellschaft auseinan-
der?“ herausgegeben hat, 4 war es sicherlich
kein Zufall, dass das Buch über Desintegrati-
onsprozesse um die Hälfte dicker war als das
Buch über Zusammenhalt. Und bei genaue-
rem Hinsehen befassten sich die Autoren
auch dort eher mit Fragen der Desintegration,
der Spaltung und Konkurrenz. Bei den ver-
bleibenden 180 Seiten wurden dann gemein-
same Werte, Solidarität oder Kommunikation
als mögliche Medien der Integration betrach-
tet. Interessant ist, dass es sich hierbei vor-
wiegend um kulturelle Prozesse handelt, also
um Sinndiskurse und Wertefragen, auch: um
individuelle Kompetenzen, die für die Her-
stellung von Zusammenhalt nötig sind.

Damit wären wir bei beidem angelangt: bei
der Frage nach der nötigen Kompetenzstruk-
tur des Einzelnen, also bei einer genuin päda-
gogischen Frage, und bei der Rolle der Kultur
in diesem Prozess. Und damit sind zugleich
die beiden entscheidenden Horizonte abge-
steckt, wenn man kulturelle Bildung in ihrer
Bedeutung für sozialen Zusammenhang be-
trachtet.

Doch was versteht man überhaupt unter
kultureller Bildung, die so etwas leisten
könnte? Gibt es entsprechende Erfahrungen
und Belege – oder gehört auch dies zu den
unerfüllten Versprechungen der Moderne
oder den „Versprechungen des Ästheti-
schen“? 5 Bevor ich diesen Fragen nachgehe,
sei ein Aspekt hervorgehoben, der oben be-
reits angedeutet wurde. Gerade in Deutsch-
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2007.
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Opladen 2001.
3 Vgl. Micha Brumlik/Hauke Brunkhorst (Hrsg.),
Gemeinschaft und Gerechtigkeit, Frankfurt/M. 1993.
4 Frankfurt/M. 1997.
5 Yvonne Ehrenspeck, Versprechungen des Ästhe-
tischen, Opladen 1998.
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land hat man sich in der Geschichte sehr
schwer damit getan, die Frage nach sozialer
und politischer Gestaltung unter dem Begriff
der Gesellschaft abzuhandeln. „Gesellschaft“
zielte auf einen eher rationalen Zusammen-
schluss, auf (auch ökonomische) Interessen
sowie auf eine Moderne, in der etwa Religion
und traditionelle Bindungen nur noch eine
geringe Rolle spielen. Im 19. Jahrhundert
brachte man diesen Gesellschaftsdiskurs mit
England und Frankreich in Verbindung. Da-
gegen brachte man in Deutschland die Idee
einer emotionsgebundenen Gemeinschaft ins
Spiel und distanzierte sich zugleich von repu-
blikanisch-demokratischen Vorstellungen. Es
war die Zeit, in der „Kultur“ eine schicksal-
hafte Deutung erhielt, die man der bloß ober-
flächlichen „Zivilisation“ der genannten Län-
der entgegenhielt. Helmut Plessner hat in sei-
ner Analyse der geistigen Grundlagen des
Faschismus auch hierin eine wesentliche Ur-
sache für die „Verspätung“ Deutschlands und
den Faschismus gesehen. 6 Ein sprachlich
glänzendes und politisch erschreckendes Do-
kument solchen Denkens sind Thomas
Manns „Betrachtungen eines Unpolitischen“
aus dem Jahr 1918. 7 Und hier ist es gerade
die deutsche „Kultur“, die zwar als Bindemit-
tel innerhalb der Nationen, aber gleichzeitig
als Trennungsgrund zwischen den Ländern
gesehen wird. So viel lässt sich daher bereits
jetzt feststellen: Vorbehaltlich weiterer Klä-
rungen des Begriffs der kulturellen Bildung
hat er offenbar mit Phänomenen zu tun, bei
denen es zumindest strittig ist, ob sie zur In-
tegration oder zur Spaltung beitragen.

Was ist kulturelle Bildung?

Der Zusammenhang von Pädagogik und Poli-
tik ist nicht neu. Neu ist vielmehr, dass man
heute glaubt, beides getrennt voneinander be-
handeln zu können. Es gehört zur Tradition
der europäischen Geistesgeschichte, die Frage
nach der gelingenden politischen Gestaltung
des Gemeinwesens mit der Frage nach den
dazu notwendigen individuellen Kompeten-
zen zu verbinden. Deshalb lassen sich etwa
profunde Aussagen zur Bildung in bedeuten-
den staatstheoretischen Schriften finden.

Zwei Beispiele: Platon befasst sich in den
Dialogen „Der Staat“ und in den „Gesetzen“
immer wieder mit pädagogischen Fragen,
wobei als Bildungsmittel Musik und
Gymnastik eine wichtige Rolle spielen. Über
2000 Jahre später schreibt Wilhelm von
Humboldt seine „Ideen zu einem Versuch die
Grenzen der Wirksamkeit des Staates zu be-
stimmen“, ein Grundbuch des politischen Li-
beralismus, und liefert hierbei die vielleicht
bedeutendste Bestimmung des Bildungsbe-
griffs: „Der wahre Zweck des Menschen (. . .)
ist die höchste und proportionirlichste Bil-
dung seiner Kräfte zu einem Ganzen. In die-
ser Bildung ist Freiheit die erste und unerläss-
liche Bedeutung.“ 8 Die Bildungsgüter, an
denen dies geschehen soll, waren neben den
alten Sprachen die Künste, hier in völliger
Übereinstimmung mit seinem Freund Fried-
rich Schiller. Dieser hatte sein Konzept von
„kultureller Bildung“ bereits Anfang der
1790er Jahre in seinen „Briefen zur ästheti-
schen Erziehung“ ausführlich erläutert. 9

Pädagogik, so ein erstes Zwischenfazit,
kann nur in Verbindung mit Politik gedacht
werden. „Bildung“ als einer der Kernbegriffe
der Pädagogik enthält bis heute das Hum-
boldt’sche Versprechen auf Freiheit und
Emanzipation in einer wohlgeordneten Ge-
sellschaft. Daran ist gerade angesichts der
schlechten PISA-Ergebnisse zu erinnern. Bil-
dung kann ein Medium zur Herstellung von
sozialem Zusammenhalt sein. Bildung, so der
französische Soziologe Pierre Bourdieu in
den 1960er Jahren, ist aber oft genug auch ein
wirkungsvolles Instrument der Desintegra-
tion. 10

Doch was genau ist „Bildung“? Unter
grober Vernachlässigung der gerade in
Deutschland so reichen Tradition bildungs-
philosophischer Erwägungen genügt es hier,
Bildung als Lebenskompetenz zu verste-
hen. 11 „Bildung“ meint hierbei die individu-
elle Disposition, sein Leben selbstständig,
sinnerfüllt und kompetent gestalten zu kön-
nen. Damit bezieht sich der hier bevorzugte

6 Vgl. Helmut Plessner, Die verspätete Nation. Über
die politische Verführbarkeit bürgerlichen Geistes,
Stuttgart 1962. Siehe auch Wolf Lepenies, Kultur und
Politik: deutsche Geschichten, München 2006.
7 Gesammelte Werke in 13 Bänden, Bd. 4, S. 9–589.

8 Studienausgabe (Hrsg. Kurt Müller-Vollmer), Bd. 2,
Frankfurt/M. 1971, S. 99 f.
9 Vgl. Friedrich Schiller, Sämtliche Werke, Bd. 5,
München 1959, S. 570–669.
10 Vgl. Pierre Bourdieu/Jean-Claude Passeron, Die Il-
lusion der Chancengleichheit, Stuttgart 1971.
11 Vgl. Richard Münchmeier (Hrsg.), Bildung und
Lebenskompetenz, Opladen 2002.
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Bildungsbegriff zum einen auf das erfüllte
Leben in einer Gesellschaft, er erfasst zum
anderen alle Dimensionen der Persönlichkeit,
also das Denken, Fühlen und Handeln, Werte
und Glücksansprüche. „Bildung“ meint dann
die von Humboldt bereits angesprochene
„proportionirliche Bildung“ aller Kräfte „zu
einem Ganzen“. Sie zielt aber auch darauf,
den Einzelnen im Umgang mit der Wirt-
schaft, der Politik, dem Sozialen und der Kul-
tur einer Gesellschaft kompetent zu machen.

Doch was meint dann „kulturelle Bildung“,
wenn „Bildung“ bereits auf Kultur bezogen
ist? Mit diesem Begriff soll offenbar ein beson-
derer Akzent auf ein bestimmtes gesellschaftli-
ches Feld gelegt werden, auch wenn die ent-
sprechenden Kompetenzen und Dispositionen
bereits im Bildungsbegriff enthalten sind.
Zudem geht möglicherweise nicht jeder von
einem sozial sensiblen Bildungsbegriff aus, so
dass der Hinweis darauf, dass eine politische,
soziale, ökonomische und kulturelle Hand-
lungsfähigkeit zur gebildeten Persönlichkeit
gehören, nicht unwichtig ist. 12

In einem ersten Anlauf ist kulturelle Bil-
dung ein Sammelbegriff für alle pädagogi-
schen Umgangsweisen mit den Künsten, mit
den Medien, mit Spiel. Dieser Begriff ist
offen für neue Entwicklungen. So werden in-
zwischen Zirkuspädagogik oder die Arbeit
mit Kindermuseen dazugezählt. Viele sehen
in dem Attribut „kulturell“ zudem einen kla-
ren Bezug zur „Gesellschaft“. Dabei schwin-
gen durchaus verschiedene Kulturbegriffe
mit: Ein anthropologischer Kulturbegriff, der
unter „Kultur“ die Gemachtheit der mensch-
lichen Welt (einschließlich des Menschen
selbst) versteht; ein soziologischer Kulturbe-
griff, der als gesellschaftliches Subsystem die
Bereiche der Künste, der Wissenschaften, der
Sprache und der Religion versteht und auf die
Wertebasis einer Gesellschaft zielt; ein ethno-
logischer Kulturbegriff, der die Gesamtheit
aller Lebensäußerungen einer Gesellschaft er-
fasst; und schließlich ein enger Kulturbegriff,
der Kultur mit der ästhetischen Kultur und
hier vor allem mit den Künsten gleichsetzt.
Das einflussreiche Kulturkonzept der UN-
ESCO versucht, alle genannten Dimensionen
zu integrieren. 13 Hinsichtlich des Konzeptes

der kulturellen Bildung ergeben alle Kultur-
konzepte Sinn:

� Der anthropologische Kulturbegriff ist
quasi die Grundlage einer philosophischen
Grundlegung des Bildungsbegriffs: Bildung
als subjektive Seite der Kultur, Kultur als
objektive Seite von Bildung.

� Der ethnologische Kulturbegriff ordnet
Bildung in die Gesamtheit der Lebensvoll-
züge ein.

� Der soziologische Kulturbegriff orientiert
die individuelle Handlungsfähigkeit auf be-
stimmte Gesellschaftsfelder (Religion,
Künste etc.; „Enkulturation“).

� Der enge Kulturbegriff erfasst den Kernbe-
reich der kulturellen Bildung: den produk-
tiven Umgang mit den Künsten.

Je nach Verständnis von „Kultur“ ist also die
systematische Verbindung von kultureller
Bildung und sozialem Zusammenhalt offen-
sichtlich. Vielleicht irritiert der soziale und
politische Bezug bei den Künsten am meisten.
Daher im Folgenden einige Anmerkungen
dazu.

Wie politisch ist Kunst?

Gerade in Deutschland führt die in der Über-
schrift genannte Frage immer wieder zu hefti-
gen Debatten. Sehr schnell wird von der „Au-
tonomie der Kunst“ gesprochen. Das Pro-
blem hierbei ist, dass es vermutlich kaum
einen anderen Topos in der deutschen Spra-
che gibt, der in ähnlicher Weise ideologisch
so aufgeladen ist wie jener von der Kunstau-
tonomie. Dass ästhetische Prozesse wesentli-
cher Teil der Menschwerdung sind und hier-
bei – auch als Motoren der Entwicklung –
eine wichtige Rolle gespielt haben, ist unstrit-
tig. 14 Die Rede von einer „autonomen
Kunst“ ergibt daher für den überwiegenden
Teil der Weltgeschichte und auch heute noch
in dem größten Teil der Welt keinen Sinn.
Entwickelt hat ihn Immanuel Kant in seiner
„Kritik der Urteilskraft“ (1790). Viele heute
noch verwendete Redewendungen wie
„Zweckmäßigkeit ohne Zweck“ oder das
„Gefallen ohne Interesse“ gehen auf ihn zu-12 Vgl. Max Fuchs, Kulturelle Bildung, München

2008.
13 Vgl. ders., Kultur macht Sinn, Wiesbaden 2008. 14 Vgl. ders., Mensch und Kultur, Wiesbaden 1998.
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rück, haben sich aber inzwischen diskursiv
verselbstständigt.

Schiller übernahm diese Grundidee von
Kant, wendete sie jedoch gleich ins Politische:
Künste seien in der Tat ein Feld, in dem der
Mensch Freiheit in der Gestaltung erleben
könne. Sie seien quasi eine Oase, in der man
entlastet sei von den Anforderungen des All-
tags. Diesen Genuss an Freiheit – zunächst
nur in dem abgegrenzten Bereich der Künste
– erwecke im Menschen den Wunsch, Frei-
heit auch in anderen Gesellschaftsfeldern
durchzusetzen. Die Dialektik Schillers be-
steht also darin, dass gerade eine zweckfreie
„autonome“ Kunst für einen politischen
Zweck nützlich ist.

Der weitere Verlauf im 19. Jahrhundert
war allerdings frustrierend. Alle Hoffnungen
auf eine ähnliche politische Entwicklung wie
in anderen Ländern scheiterten spätestens mit
der misslungenen Revolution von 1848.
Daher suchte sich das (Bildungs-)Bürgertum
ein anderes Feld der Identitätsentwicklung.
So entstand eine reichhaltige Theaterland-
schaft, wurden Museen, Konzert- und
Opernhäuser gebaut. 15 All dies, was uns
heute im Hinblick auf die Finanzierung und
Erhaltung in der Kulturpolitik umtreibt,
kann also nur vor dem Hintergrund der spe-
zifischen politischen Entwicklungsgeschichte
Deutschlands verstanden werden. Die „auto-
nomen Künste“ waren also sowohl bei Schil-
ler, dann aber auch in der Realgeschichte alles
andere als unpolitisch, wobei sie das eine Mal
emanzipatorisch, das zweite Mal in konserva-
tiver und sogar reaktionärer Weise genutzt
wurden.

Kulturelle Bildung und
sozialer Zusammenhalt heute

Heute muss man davon ausgehen, dass es in
dem Arbeitsfeld „kulturelle Bildung“ eine
ganze Reihe von Bezeichnungen gibt, die ne-
beneinander verwendet werden, abhängig von
den Traditionen der Anbieter: musische und
musisch-kulturelle Bildung, Soziokultur, äs-
thetische und künstlerische Bildung, (Jugend-)
Kulturarbeit etc. Gelegentlich werden dabei
durchaus vergleichbare Angebote mit unter-

schiedlichen Begriffen, gelegentlich aber auch
sehr verschiedene Praxen mit dem gleichen
Begriff bezeichnet. Insgesamt dürfte die ideo-
logiekritische Phase der späten 1960er Jahre
an keiner Einrichtung wirkungslos vorüberge-
gangen sein, so dass eine soziale und oft
genug auch eine politische Dimension von
Kulturarbeit mitgedacht wurde. Kulturelle
Bildungsarbeit findet – im Hinblick auf Kin-
der und Jugendliche – in zumindest drei Poli-
tikbereichen statt: in der Jugend-, der Schul-
und Bildungs- und in der Kulturpolitik.

In der Jugendpolitik bilden das Kinder-
und Jugendhilfegesetz (KJHG), die entspre-
chenden Ausführungsgesetze auf Länderebe-
ne und die sich hierauf stützenden Förder-
programme die maßgebliche Grundlage. Die
Berücksichtigung der sozialen Dimension
und insbesondere des sozialen Zusammen-
halts ist eine klare Leitlinie in diesem Feld,
die bereits im ersten Paragraphen des KJHG
zum Ausdruck kommt: Dort geht es nicht
um den isolierten Einzelnen und seine Fähig-
keiten, sondern um eine „gemeinschaftsfähige
Persönlichkeit“. In der Praxis ist dies in allen
Kulturprojekten im Kontext der Jugendför-
derung auch zu spüren. Dieses Selbstver-
ständnis drückt sich etwa in dem „Kompe-
tenznachweis Kultur“ der Bundesvereinigung
Kulturelle Kinder- und Jugendbildung aus.
Dieser ist ein Bildungspass für nicht-formelle
Bildung, der unter anderem soziale Kompe-
tenzen, die in Kulturprojekten erworben
wurden, erfassen und dann auch bestätigen
soll. Grundlage ist ein Konzept von Schlüs-
selkompetenzen, wie es ähnlich auch in dem
Projekt „DeSeCo“ (Definition and Selection
of Key-Competencies) der OECD (Organisa-
tion für Economic Cooperation and Deve-
lopment; verantwortlich etwa für PISA) erar-
beitet wurde und bei dem soziale Kompeten-
zen eine wichtige Rolle spielen. 16 Die
klassische Denkfigur, dass das soziale und po-
litische Gefüge der Gesellschaft aufs Engste
mit einem sozial kompetenten Einzelnen kor-
respondiert und eine Stärkung des Einzelnen
auch eine entsprechende Wohlordnung der
Gesellschaft zur Folge hat, tritt in diesen An-
sätzen deutlich zutage.

15 Vgl. Thomas Nipperdey, Deutsche Geschichte,
München 1998.

16 Vgl. Dominique Rychen, Definition und Auswahl
von Schlüsselkompetenzen, in: Bundesvereinigung Kul-
turelle Kinder- und Jugendbildung (Hrsg.), Der Kompe-
tenznachweis Kultur, Remscheid 2004, S. 17–22, sowie
die Hompage der Vereinigung (www.bkj.de).
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Auch eine ökonomische Sichtweise geht
in diese Richtung. So hatte die OECD etli-
che Jahre die „soziale Kohäsion“ in der Ge-
sellschaft auf der Tagesordnung, weil man
davon ausging, dass wirtschaftliches Wachs-
tum (das zentrale Ziel der OECD) nur in
einer Gesellschaft ohne größere Spannungen
gelingen kann. In der Bildungs- und Schul-
politik liegt der Fall ähnlich wie in der Ju-
gendpolitik. Man möge nur einmal die Prä-
ambeln bzw. Zielparagraphen der Schul-
oder Weiterbildungsgesetze der Länder
lesen, die sich von den Bildungs- und Erzie-
hungszielen nicht sonderlich vom KJHG
unterscheiden. Auch in der Schulpädagogik
wird Schule als spezifischer sozialer Ort ver-
standen, oft genug auch in Anschluss an den
amerikanischen Philosophen und Demokra-
tietheoretiker John Dewey als embrionic so-
ciety, wo viel Energie in die Einübung von
Regeln eines gedeihlichen Miteinanders ge-
legt wird. Das Problem ist natürlich, dass
dies in der Praxis nicht immer gelingt.

In der Kulturpolitik ist es im Grundsatz
ähnlich. Doch muss man davon ausgehen,
dass die seinerzeit von Albrecht Göschel
nachgewiesene Abfolge unterschiedlicher
Verständnisweisen von Kultur (im Zehnjah-
resabstand erfolgt ein Wechsel) auch die Be-
ziehung zum Sozialen betrifft. 17 Eine Neue
Kulturpolitik ist in den späten 1960er und
frühen 1970er Jahren als offensives Kontrast-
programm zu einer Kulturpolitik der Traditi-
onspflege entstanden. Bei dieser spielte die
Frage des sozialen Zusammenhalts eine
wichtige Rolle. In Großbritannien bekam
eine sozial sensible Kulturpolitik in den
1990er Jahren durch New Labour einen be-
sonderen Schub. Es wurde nicht nur „Kul-
tur“ als Motor der gesellschaftlichen und
ökonomischen Entwicklung entdeckt: social
cohesion wurde sogar zu einem Leitbegriff
der Kulturpolitik. Künste und Künstler, die
in die Stadtteile gingen, um die Kommunika-
tion mit anderen Menschen zu suchen, wur-
den gezielt gefördert. Auch Programme wie
„Künstler in Schulen“ erlebten aufgrund die-
ser gesellschaftspolitischen Zielstellung einen
Aufschwung (z. B. das Programm „creative
partnerships“, bis vor kurzem Teil des Arts
Council England).

Natürlich polarisierte ein solcher Ansatz.
Denn es gab und gibt genügend Kulturschaf-
fende und -einrichtungen, die sich lieber an der
„Autonomie der Kunst“ orientieren wollen
und die in dem social-coherence-Programm
eine unzulässige Instrumentalisierung von
Kunst verstanden. Zudem gab es heftige Zwei-
fel am Erfolg dieses Ansatzes. In dieser Situati-
on spielten ambitionierte Evaluationsprojekte
unter der Leitung von Francois Matarasso eine
Rolle. 18 Matarasso überprüfte in verschiede-
nen Orten und Kontexten mit einem breiten
Arsenal von Untersuchungsmethoden die
Wirksamkeit der sozial orientierten Förder-
strategie und bestätigte im Ergebnis 50 Wir-
kungsbehauptungen, die alle mit sozialer Ko-
häsion zu tun haben. 19 Nach dem Ende der
Ära Tony Blair (britischer Premierminister
1997 bis 2007) gerät nun auch seine Kulturpo-
litik unter Druck, so dass heute viele Experten
mit einer Wende zurück zu einer stärker kunst-
bezogenen Förderung rechnen.

Aktuelle Probleme

Es dürfte heute auf der theoretischen Ebene
unstrittig sein, dass es eine deutliche Relation
zwischen der Bildung des Einzelnen und der
sozialen Ordnung gibt. Auch im Verständnis
der meisten Praktiker in diesem Feld hat Kul-
turarbeit eine soziale und eine individuelle
Dimension: Kulturarbeit bedeutet auch so-
ziales Lernen. Bei Praxisformen wie Musik,
Tanz, Theater, Zirkus, die ohnehin gruppen-
förmig ablaufen, wird dies bereits durch die
Logik der Kunstform nahegelegt. Es gibt (wie
dargestellt) sogar Erfassungsmöglichkeiten
und empirische Belege, dass dies sowohl im
Hinblick auf den Einzelnen als auch auf die
Gruppe und Gesellschaft funktioniert.

Doch gibt es eine Reihe von Wermutstrop-
fen. Die Künste und speziell die künstlerische
Förderung von Menschen wirken nicht per se
sozial. So lässt sich oft genug dort eine Paral-
lele zwischen Leistungssport und Kunst zie-
hen, wo es um Wettbewerbe und Leistungs-
vergleiche geht. Daher sind viele Pädagogen
skeptisch, ob die Arbeitsformen in den profes-
sionellen Künsten auch die richtigen Arbeits-
formen in der Bildungsarbeit sind. „Kultur“

17 Vgl. Albrecht Göschel, Die Ungleichzeitigkeit in
der Kultur, Stuttgart 1991.

18 Vgl. Francois Matarasso, Use or Ornament. The
Social Impact of Participation, Stroud 1997.
19 Die Liste findet sich auch in: Max Fuchs, Kultur-
politik, Wiesbaden 2007, S. 66 f.
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insgesamt und speziell die Künste sind
zudem nicht ohne weiteres Medien der Inte-
gration, sondern sie sind auch Medien der
Unterscheidung. Zwar liest oder hört man
oft genug, dass etwa die (nicht verbale)
Musik universelles Verständigungsmittel quer
durch alle Kulturen sei. Dass dies so nicht
richtig ist, lässt sich leicht feststellen. Dabei
muss man sich mit seinem mitteleuropäisch
geprägten Ohr noch nicht einmal mit Musik-
kulturen anderer Länder auseinandersetzen,
es genügt oft genug bei Erwachsenen eine
Begegnung mit den Hits ihrer Kinder oder
der Nachbarn.

Die Macht der Unterscheidung gilt also
nicht nur zwischen Kulturen aus verschiede-
nen Ländern, sondern bereits im eigenen
Land. Hier ist erneut an Pierre Bourdieu zu
erinnern, der in groß angelegten empirischen
Studien gezeigt hat, dass es nicht nur starke äs-
thetisch-kulturelle Prägungen unterschiedli-
cher Milieus in der Gesellschaft gibt, sondern
dass über die jeweiligen ästhetischen Präferen-
zen als Teil des Habitus ihrer Träger zugleich
wichtige Entscheidungen über die Möglich-
keit zu politischer Teilhabe getroffen wer-
den. 20 Die Künste trennen also nicht nur, sie
sind zugleich ein eher verborgenes, aber äuß-
erst wirkungsvolles Mittel bei der Erhaltung
der sozialen und politischen Struktur der Ge-
sellschaft. Bourdieus Konsequenz: Um diese
strukturkonservative Macht der Künste zu
brechen, ist es nötig, dass alle Kinder eine
hohe ästhetische Kompetenz entwickeln
(können). Und der zentrale Ort einer solchen
Kompetenzentwicklung ist die Schule.

Trotz dieser (alten) Erkenntnis, dass man
über Geschmack nicht streiten kann – eben
weil jeder das Recht auf eigene ästhetische Prä-
ferenzen hat, funktioniert natürlich Kulturar-
beit in der Praxis auch in sozialer Hinsicht. Es
gibt die Möglichkeit, Menschen verschiedener
Generationen, Geschlechter oder Herkunfts-
familien miteinander in Kontakt zu bringen.
Deshalb spielt Kulturarbeit etwa im interna-
tionalen Jugendaustausch eine wichtige Rolle.
Weiß man um die trennende Kraft von Kunst,
dann lässt sich doch eine Atmosphäre insze-
nieren, in der man sich auf Fremdes einlassen
kann. Kant und auch Schiller hatten natürlich
Recht damit, dass eine handlungsentlastete At-

mosphäre große Bildungswirkungen ermög-
licht. Vor diesem Hintergrund ist also der Slo-
gan der UNESCO, „Kulturelle Bildung für
alle“, gut zu begründen. 21

Doch stellt sich dann gleich die Frage: Wird
dieses Ziel erreicht? Erreichen wir mit dem
Kulturangebot alle Bevölkerungsgruppen?
Und natürlich heißt die Antwort: Nein. Es
gibt nämlich nicht nur das Problem der Bil-
dungsungerechtigkeit im allgemeinbildenden
Schulwesen, so wie es PISA noch einmal ver-
deutlicht hat, es gibt das Problem ungleicher
Zugangschancen auch in Hinblick auf kultu-
relle Teilhabe. Dabei ist zu berücksichtigen,
dass man sich hierbei nicht mehr auf der Ebene
freiwilliger Leistungen bewegt, sondern sich
vielmehr im Wirkungsbereich verbindlicher
völkerrechtlicher Abmachungen befindet, die
ein Recht auf Kunst, Spiel und Bildung formu-
lieren (u. a. Kinderrechtskonvention, Pakt für
soziale, ökonomische und kulturelle Entwick-
lung, Konvention zur kulturellen Vielfalt). 22

Sozialer Zusammenhalt ist also möglich
und kann durch Kulturarbeit gefördert wer-
den. Allerdings sind hierbei auch die Poten-
ziale zur Unterscheidung und Trennung in
Rechnung zu stellen. Und es gibt das bislang
nur unbefriedigend gelöste Problem gleicher
Zugangsmöglichkeiten zu Bildung, Kunst
und Kultur.

www.nece.eu

The Impact of Cultural and Citizenship
Education on Social Cohesion

Registration at:
www.lab-concepts.de/anmeldung/nece-vilnius/

Conference Programme and Information on other 
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Vilnius, Lithuania
the European Capital of Culture 2009

European Conference

3 - 5 December 2009

20 Vgl. Pierre Bourdieu, Die feinen Unterschiede,
Frankfurt/M. 1987.

21 Vgl. Deutsche UNESCO-Kommission, Kulturelle
Bildung für alle, Bonn 2008.
22 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.),
Menschenrechte. Dokumente und Deklarationen,
Bonn 2004.
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